
--!

keiten zu prüfen (zum BeispielverSiünstigungen im öffentlichen Nahverkehr)' die die

G6.b"iastung'für Eltern bei Klassenfahrten reduzieren'

2.2

Anfragen

2.1 Mündliche Anfragen

Schriftliche Anfragen

3 Anregungen und Beschwerden'nach $ 24 der Gemeindeordnung des

Landäs Nord rhein-Westfalen

3.lKastrations.undKennzeichnungspflichtfürfreigehendeKatzenundKa.
ter in Köln (Az. 02-1600-31/10)
2823t2010

Frau Bensberg erläutert die Historie und den Hintergrund ihres vereins sowie den An-

lass für die eingebrachte Anregung

. Frau Pappenheim, umwelt- und Verbraucheqghutzamt, erläutert die in der Be-

,är,,lrr.".irl"g"'ä;Giegie'Haltung der Verwaltung. Aus tierschutzrechtlicher sicht

befünruortet sie JieEintür'rung einär Kastrationspflicht von Katzen. Das derzeitige

Tierschutzgeseti lässt eine sälche Verpflichlury q9t Katzenhalter aber nicht zu' Hier-

iu rür.t""eine geionderte ordnungsbäftotOti"ftl Verordnung erlassen werden'

Frau Feld, Amt für öffentliche Ordnung erläutert, warum die Voraus?".tt-u.ng9n für den

Erlass einer ordnungsbehördlichen Värordnung nicht vorliegen' Es fehlt insbesondere

an dem Nachwäis 
"In", 

abstrakten Gefahr, da kaum Daten Über Beschwerden und

Gesund heitsgefahren vorliegen'

'*H"r, Löwisch teilt mii, dass die Thematik 3g9l it Umweltausschuss intensiv beraten

wurde. Er tUfrrt äur, ius n"cn 
"inär 

schriftlichen Mitteilul,g d9l Bundesministerin für

Ernährung, r_"nä*irtschaft und Verbraucherschutz, Frau llse Aigner, fÜr die Kommu-

nen ausreicnenJe Mögrichkeiten bestünden, ordnungsbehördriche Verordnungen zu

und Beschwerden am 13.12.2010
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erlassen, die eine Kastrationspflicht für Katzen beinhalten. Er plädiert daher dafür,
nicht abzuwarten, bis konkrete Gefahren durch Daten belegbar sind, sondern bereits
jetzt alle Möglichkeiten zu nutzen, den Gefahren vorzubeugen. Aile Fachleute befür-
worteten die Einführung einer Kastrationspflicht.

Herr Schneider teilt mit, dass aufgrund der Tatsache, dass derzeit weder eine konkre-
te noch eine abstrakte Gefahr von der Verwaltung nachgewiesen werden kann, die
SPD-Fraktion nur dem Beschlussvorschlag der Venryaltung folgen kann. Der Be-
schluss sollte aber ergänzt werden um den Auftrag an die Verwaltung, über den Städ-
tetag und ähnliche Gremien, in denen die Stadt vertreten ist, auf eine gesetzliche
Bundes- oder Landesregelung hinzuwirken, die eine Kastrationspflichtfür Katzen er-
möglicht.

Herr Pohlteilt mit, dass sich die CDU dem Vorschlag der SPD anschließt. Der Be-
schluss sollte darüber hinaus noch ergänzt werden um den Prüfauftrag, ob die Zu-
schüsse an die Tierheime erhöht werden können.

Herr Kretschmer teilt mit, dass die Grüne-Fraktion das Anliegen der Katzenschutzver-
bände unterstützt. Die Stadt Köln sollte die Gelegenheit nutzen, hier vorausschauend
und vorbeugend ein Signal zu setzen. Die formale Voraussetzung des.Vorliegens ei-
ner nachweisbaren Gefahr sollte kein Hindernis sein. Die Einführung einer solchen
Verordnung würde auch die Arbeit der Tierschutzverbände und ihrer freiwilligen Helfer
erlqichtern und ihr eine höhere Bedeutung geben

Herr Görzel teilt für die FDP-Fraktion mit, dass das Kosten-Nutzen-Verhältnis zu be-
achten ist. Das Ansinnen der Petenten wird anerkannt. Allerdings bestehen Zweifel an
der Umsetzbarkeit und Kontrollmöglichkeit einer Kastrationspflicht. Hinzu kommen zü
ennrartende Kosten für die Tierhalter und den Venryaltungsaufirand. Die Kastrations-
pflicht würde ein Eingriff in die Freiheit des Tierhalters darstellen. Angesichts der Un-
wägbarkeiten und des zweifelhaften Nutzens eines solchen Eingriffs wird die Anre-
gung der Petentin abgelehnt.

Herr Uckermann, Pro Köln, lehnt eine ortsrechtliche Regelung ab. Er plädiert stattdes-
sen für eine Sensibilisierung der Öffentlichkeit.

Herr Zimmermann, Deine Freunde, lehnt die Einführung einer Kastrationspflicht ab.
Da eine Gefahr für die Öffentlichkeit derzeit nicht nachgewiesen werden kann, sollte
nicht eine weitere Verordnung erlassen werden.

Auf Antrag von Herrn Schneider lässt Herr Thelen über die folgende Ergänzung zum
Beschlussantrag abstimmen :

Die Venualtung wird gebeten, über den Städtetag und ähnliche Gremien, in denen sie
vertreten ist, auf eine gesetzliche Bundes- oder Landesregelung für Katzen, ähnlich
dem Landesh undegesetz, hinzuwirken.

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich zugestimmt gegen Herrn Scheferhoff und Herrn
Görzel, bei Enthaltung von Herrn Kretschmer und Herrn Thelen.

I

\>i

Beschluss:
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Der Ausschuss fürAnregungen und Beschwerden dankt dgn Peteltel fijr ihre Anre-
gung. Aufgrund der von der Verwaltung geschilderten rechtlichen Bedenken gegen die

Oeantragtö ordnungsbehördliche Verordnung kann das Anliegen jedoch nicht unter-

stützt werden.

Der Ausschuss begrüßt aber den Vorschlag der Venrvaltung, eing Öffentlichkeitskam-
pagne durchzuführen, um die Bevölkerung auf die geschilderte Problematik aufmerk-

sam zu machen und sie zu freiwilligen Maßnahmen zu bewegen.

Die V€rwaltung wird gebeten, über den Städtetag und ähnliche Gremien, in denen sie

vertreten ist, auf eine gesetzliche Bundes- oder Landesregelung für Katzen, ähnlich

dem Landeshundegesetz, hinzuwirken.

Abstimmungsergebnis: , 
:

Mehrheitlich zugestimmt gegen Herrn Scheferhoff und Herrn Görzel, bei Enthaltung
von Herrn Kretschmer und Herrn Thelen.

\9

v

Thelen

Vorsitzender

Droske

Schriftführer
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